
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stefan Gelbhaar,
Matthias Gastel, Oliver Krischer, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/28150 –

Sachstand bei der Umsetzung des GVFG-Bundesprogramms

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Seit 1971 gewährt der Bund mit dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) den Ländern Finanzhilfen für Investitionen zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse der Gemeinden. Grundlage dafür war bis 2006 der Artikel 
104a Absatz 4 des Grundgesetzes (GG) a. F. Im Zuge der Föderalismusreform 
I und einer entsprechenden Änderung des Artikels 104a GG, schaffte die 
Bundesregierung 2006 mit Artikel 125c Absatz 2 GG eine Übergangsrege-
lung, um Förderprogramme bis zum Jahr 2019 fortführen zu können (siehe 
https://www.bundestag.de/blob/480118/a46abbfb95801d0015e0d57b7514fed
1/wd-4-109-16-pdf-data.pdf).

Durch die Gesetzesänderung vom 13. Juli 2017 wurde es möglich, Bundesför-
derprogramme auch nach 2019 fortzuführen. Im selben Zuge fror die Bundes-
regierung die Finanzmittel auf 332,6 Mio. Euro bis zum Jahr 2025 ein (Bun-
desprogramm für die Vorhaben des öffentlichen Personennahverkehrs nach § 6 
Absatz 1 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes, Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, Bonn: 2017). Durch die Grundgesetzände-
rung im Jahr 2019 wurde die Versteinerung der Mittel wieder aufgehoben. Im 
Jahr 2020 standen schließlich Finanzmittel in Höhe von 665 Mio. Euro, für 
2021 Mittel in Höhe von 1 Mrd. Euro zur Verfügung.

Die Fragesteller brachten am 13. Juni 2018 einen Entwurf zur Änderung des 
GVFG in den Deutschen Bundestag ein. Damit sollte nicht nur die Fördersum-
me, sondern auch die Fördergrundlage selbst, das GVFG, nachgebessert wer-
den. Die Bundesregierung legte schließlich ebenfalls einen Entwurf zu Ände-
rung des Gesetzes vor, sodass nunmehr seit 1. Januar 2020 eine Novelle des 
GVFG in Kraft ist.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) ist aus Sicht der Bundes-
regierung ein herausragendes Element zur Stärkung des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV). Es bildet die Grundlage für die Förderung von Investitio-
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nen in die Infrastruktur des schienen-gebundenen ÖPNV durch den Bund. Die 
Länder werden hierdurch erheblich entlastet.
Durch das am 1. Januar 2020 in Kraft getretene Dritte Gesetz zur Änderung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetztes wurde eine deutliche Verbesserung 
der Bundesförderung erreicht. Die Voraussetzungen für die Förderung, die För-
dertatbestände und die möglichen Fördersätze wurden erheblich erweitert. 
Gleichzeitig wurden die jährlich verfügbaren Bundesmittel angehoben: von 
ehemals rund 333 Mio. Euro auf zunächst 666 Mio. Euro in 2020 und auf jähr-
lich 1 Mrd. Euro in den Jahren 2021 bis 2024. Ab 2025 stehen jährlich 2 Mrd. 
Euro zur Verfügung. Beginnend ab 2026 steigt der Betrag jährlich um 1,8 Pro-
zent.
Mit dieser erheblichen Unterstützung der Länder durch den Bund wird ein we-
sentlicher Beitrag geleistet, den mit besonders hohen Infrastrukturkosten belas-
teten ÖPNV auf der Schiene zu stärken. Ziel ist es, durch attraktive Angebote 
im umweltfreundlichen ÖPNV Anreize zum Umstieg vom motorisierten Indivi-
dualverkehr zu schaffen. Leistungsfähige und moderne Infrastruktur ist hierfür 
eine zentrale Voraussetzung. Seit 2020 ist auch die Förderung von Maßnahmen 
außerhalb von Verdichtungsräumen möglich, so dass auch Investitionen im 
ländlichen Raum in S-Bahn oder Regionalverkehrsstrecken erfolgen kann. Mit 
der Förderung von Park-and-Ride-Anlagen wird gezielt die Verknüpfung von 
Individualverkehr und ÖPNV gestärkt.

 1. Welche Projekte wurden seit 2017 mit GVFG-Mitteln gefördert (bitte 
nach Projektname, Datum des Förderantrags, Datum der Förderbewilli-
gung, Datum des Baubeginns, Datum des [voraussichtlichen] Bauab-
schlusses, Förderhöhe, Gesamtprojektvolumen, Kommune und Bundes-
land aufschlüsseln)?

Im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) werden den 
Ländern Bundesfinanzhilfen zur anteiligen Infrastrukturfinanzierung des schie-
nengebundenen Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) zur Verfügung ge-
stellt.
Für die Projekte von 2017 bis 2019, die mit GVFG-Mitteln gefördert wurden, 
wird auf Anlage 1 verwiesen.
Für das Jahr 2020 liegen dem Bund die Verwendungsnachweise mit GVFG-
Mittelauf-schlüsselung nach einzelnen Projekten der Länder noch nicht vor.

 2. Mittel in welcher Höhe wurden seit 2009 pro Jahr im Rahmen des GVFG 
verausgabt, und in welchem Umfang wurden GVFG-Mittel nicht veraus-
gabt (bitte nach Jahren einzeln aufschlüsseln und die Ausgabereste eben-
falls jahresscheibengenau darstellen)?

Jahr
Verausgabte GVFG-Mittel

in Millionen Euro
gerundet

nicht verausgabte GVFG-Mittel
in Millionen Euro

gerundet
2009 270 63
2010 331 2
2011 343* -
2012 312 21
2013 296 37
2014 273 60
2015 318 15
2016 272 61
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Jahr
Verausgabte GVFG-Mittel

in Millionen Euro
gerundet

nicht verausgabte GVFG-Mittel
in Millionen Euro

gerundet
2017 287 46
2018 360* -
2019 205 128
2020 313 352**

*inkl. nicht verausgabte GVFG-Mittel aus Vorjahren
**Erwartet wird, dass die Länder aufgrund der Novellierung des GVFG sukzessive mehr Förder-
anträgeeinreichen und nach erfolgter Programmaufnahme deutlich mehr Bundesfinanzhilfen zuge-
wiesen werden können.

 3. GVFG-Mittel in welcher Höhe sind derzeit (auch aus Vorjahren) nicht 
verausgabt, und in welchem Umfang wurden GVFG-Mittel nicht veraus-
gabt und stehen für Projekte in kommenden Jahren zur Verfügung?

Derzeit belaufen sich die nicht verausgabten GVFG-Mittel aus Vorjahren auf 
rund 872 Mio. Euro. Diese werden bei der Aufstellung des GVFG-Bundespro-
gramms 2021 bis 2025 berücksichtigt und eingeplant.

 4. GVFG-Mittel in welcher Höhe sind derzeit aus den zur Verfügung ste-
henden Mitteln (ggf. auch aus Vorjahren und für die kommenden fünf 
Jahre) noch nicht bewilligt (bitte jahresscheibengenau aufschlüsseln)?

Die Bewilligung der Zahlungen für die jeweiligen Projekte erfolgt durch die 
Länder. Dazu rufen die Länder im Laufe des Jahres beim Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur die Bundesfinanzhilfen ab.
Für das Jahr 2021 wurden zum 15. April 2021 vom Eisenbahn-Bundesamt rund 
17 Mio. Euro bewilligt.

 5. Welche Projektanträge für Mittel aus dem GVFG wurden seit 2018 abge-
lehnt (bitte nach Projektname, Datum des Förderantrags, Datum der An-
tragsablehnung, Grund der Ablehnung, beantragter Förderhöhe und Ge-
samtprojektvolumen Kommune und Bundesland aufschlüsseln)?

Keine.

 6. Für welche Projekte liegen derzeit Anmeldungen vor, ohne dass diese 
bislang durch Mittel aus dem GVFG gefördert werden (bitte nach Pro-
jektname, Datum des Förderantrags, Grund der Verzögerung, beantragter 
Förderhöhe, Gesamtprojektvolumen Kommune und Bundesland auf-
schlüsseln)?

Für GVFG-Vorhaben, die von den Ländern und der Deutschen Bahn AG (DB 
AG) zur Fortschreibung des GVFG-Bundesprogramms 2021 bis 2025 angemel-
det wurden, wird auf Anlage 2 verwiesen.
Erfasst sind Infrastrukturmaßnahmen, die zur anteiligen Finanzierung von den 
Ländern vorgesehen werden. Anhand der angemeldeten Bundesfinanzhilfen 
kann der Bund derzeit keine Auskunft zur zukünftigen Förderung geben, dies 
ist erst mit der späteren Programmaufnahme möglich, wenn die Länder die Vor-
haben konkretisiert haben und alle notwendigen Fördervoraussetzungen erfüllt 
sind.
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7. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Ersatzinvestitio-
nen im Bereich der Verkehrsinfrastruktur des ÖPNV in Deutschland?

a) Bei wie vielen dieser Strecken ist derzeit eine Ersatzinvestition mit
GVFG-Mitteln in Planung?

b) Mittel in welcher Höhe sind derzeit für Projekte der Ersatzinvestitio-
nen aus GVFG-Mitteln bewilligt bzw. bereits verausgabt (bitte be-
troffene Projekte samt Streckenlänge und Gesamtkosten der Projekte
nennen)?

Die Fragen 7 bis 7a werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen keine eigenen Informationen zur Ersatzinvestiti-
onshöhe im Bereich der Verkehrsinfrastruktur des ÖPNV vor. Bisher wird ein 
GVFG-Fördervorhaben (München, U-Bahnhof Sendlinger Tor) als Ersatzinves-
tition bzw. Grunderneuerung im GVFG-Bundesprogramm geführt, für das im 
Jahr 2020 bereits 2,5 Mio. Euro verausgabt wurden.
Zur Fortschreibung des GVFG-Bundesprogramms 2021 bis 2025 sind weitere 
Vorhaben als Ersatzinvestitionen bzw. Grunderneuerungen zur anteiligen Fi-
nanzierung gemäß GVFG angemeldet worden. Des Weiteren wird auf die Anla-
ge 2 verwiesen.

8. Welche Strecken der Eisenbahninfrastruktur des Bundes, die vorwiegend
bzw. ausschließlich vom SPNV genutzt werden, sind nach Kenntnis der
Bundesregierung derzeit nicht elektrifiziert (bitte Strecke und Strecken-
länge nennen und nach Bundesländern differenziert darstellen)?

Für eine von der DB AG übermittelte Übersicht der nicht elektrifizierten Stre-
cken aufgeschlüsselt nach Land, Streckennummer, Streckenbezeichnung sowie 
der Streckenlänge wird auf Anlage 3 verwiesen.
Eine eindeutige Unterscheidung der Strecken nach Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) und Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) ist nach Auskunft der 
DB AG nicht möglich. Daher wurden die Strecken mit Stand vom 30. Novem-
ber 2020 ausgewählt, die überwiegend dem SPNV zugeordnet werden können.

a) Bei welchen dieser Strecken ist derzeit eine Elektrifizierung mit
GVFG-Mitteln in Planung?

Land DB-Strecke Streckenabschnitt Strecken-
nummer

Strecken-
länge
[km]

Hessen Niddatalbahn
Bad Vilbel – 
Glauburg-
Stockheim

3745 31

Baden-
Württemberg

Hochrheinstrecke Basel Bad Bf –
Erzingen (Baden) 4000 75

Bodensee-
gürtelbahn

Radolfzell –
Friedrichshafen 4330/4331 59

Zollernalbbahn Albstadt-Ebingen 
– Sigmaringen 4630 28

Elztalbahn Denzlingen – El-
zach 4311 19

Regio-S-Bahn 
Donau-Iller Ulm – Aalen 4760 63
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Land DB-Strecke Streckenabschnitt Strecken-
nummer

Strecken-
länge
[km]

Mecklenburg-
Vorpommern

RB/RE-Netz Ost-
West

Lübeck – Stras-
burg (Uckerm)
Grambow Gr – 
Strasburg

1122/6327 148

RB/RE-Netz Ost-
West

Jatznick –
Ueckermünde 6771 20

Nordrhein-
Westfalen

Oberbergische 
Bahn

Köln –
Marienheide

Voreifelbahn Euskirchen – Bad 
Münstereifel

Eifelstrecke Hürth – Kalscheu-
ren – Kall 2631 9,4

b) In welcher Höhe sind derzeit Mittel für Projekte der Elektrifizierung 
aus GVFG-Mitteln bewilligt bzw. bereits verausgabt (bitte betroffenes 
Projekt samt Streckenlänge und Gesamtkosten der Projekte nennen 
und nach Bundesländern differenziert darstellen)?

Derzeit sind für die oben genannten Projekte noch keine Mittel gemäß GVFG 
beantragt bzw. bewilligt worden.

 9. Mittel in welcher Höhe sind derzeit für Investitionen in Schienenstrecken 
zur Kapazitätserhöhung der Verkehrsinfrastruktur bzw. zur Digitalisie-
rung aus GVFG-Mitteln beantragt, bewilligt bzw. bereits verausgabt (bit-
te betroffene Projekte samt Streckenlänge und Gesamtkosten der Projek-
te nennen und nach Bundesländern differenzieren sowie unter der Anga-
be, ob es sich um eine BOStrab- oder EBO-Strecke handelt)?

Zur Fortschreibung des GVFG-Bundesprogramms 2021 bis 2025 sind Vorha-
ben zur Kapazitätserhöhung angemeldet. Es wird auf die Antwort zu Frage 1 
sowie auf Anlage 2 verwiesen.
Im Übrigen liegen der Bundesregierung keine eigenen Informationen vor.

10. Wie viele und welche der seit 2018 bewilligten Projekte gewähren keine 
vollständige Barrierefreiheit (bitte nach Projektname, Datum des Förder-
antrags, Datum der Förderbewilligung, Datum des Baubeginns, Datum 
des [voraussichtlichen] Bauabschlusses, Förderhöhe, Gesamtprojektvolu-
men, Kommune und Bundesland aufschlüsseln)?

Alle Vorhaben, die anteilig mit Bundesfinanzhilfen aus dem GVFG gefördert 
werden, müssen gemäß § 3 Nummer 1 Buchstabe d GVFG die Belange behin-
derter und anderer Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung berücksichtigen 
und den Anforderungen der Barrierefreiheit möglichst weitreichend entspre-
chen. Die Erfüllung sämtlicher Fördervoraussetzungen muss von den Vorha-
benträgern bestätigt werden.

11. Wie viele Seilbahnen wurden seit Änderung des GVFG beantragt und 
bewilligt (bitte Projekte einzeln mit Höhe der Gesamtkosten sowie För-
derung durch GVFG-Mittel auflisten)?

Zur Fortschreibung des GVFG-Bundesprogramms 2021 bis 2025 ist bislang ein 
Vorhaben als Seilbahn (Bonn, Seilbahn, Uniklinikum Venusberg – DB HP UN-
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Campus) zur anteiligen Finanzierung angemeldet worden. Derzeit werden sei-
tens des Landes Nordrhein-Westfalen Gesamtinvestitionen von rund 66 Mio. 
Euro und zuwendungsfähige Kosten von rund 66 Mio. Euro genannt. Der vor-
gesehene Bundesanteil würde rund 50 Mio.n Euro betragen.

12. Wie viele (auch formlose) Anfragen nach Förderung von O- oder HO-
Bus-Systemen hat die Bundesregierung seit Änderung des GVFG erhal-
ten?

Seit der Novellierung des GVFG wurden drei Anfragen nach Förderung von 
Oberleitungs- bzw. Hybrid-Oberleitungsbus-Systemen gestellt.

13. Plant die Bundesregierung, HO- und O-Bus-Systeme in die Förderung 
des ÖPNV aus GVFG-Mitteln mit aufzunehmen, wenn nein, warum 
nicht, wenn ja, wann, und in welchem Umfang?

Das GVFG stellt ein Infrastrukturförderprogramm für den schienengebundenen 
ÖPNV dar. Die Fördertatbestände wurden mit der Novellierung des GVFG im 
letzten Jahr erweitert. Oberleitungsbussysteme sind spurgebundene Systeme, 
wurden aber nicht als Fördertatbestand aufgenommen, im Unterschied zu Seil-
bahnsystemen oder auch Umsteigeanlagen zum schienengebundenen ÖPNV. 
Die HO- und O-Bus-Systeme sind daher über das GVFG nicht förderfähig.

14. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der Pla-
nungskosten an den Gesamtprojektkosten bei durch GVFG-Mittel geför-
derten Projekten seit 2011 entwickelt?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine eigenen Informationen vor.
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